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Ju halt: 


Die Volkszählung in Oeſterreich zu Ende dieſes Jahrhundertes. 
Von Eugen Spork. IV. (Schluß.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verantwortlichkeit des beſchlagnehmenden Privilegienbeſitzers nach den 88 17 
und 47 des Privilegien⸗Geſetzes vom 15. Auguſt 1852, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 184, 
bildet den nothwendigen Gegenſchutz wider eine unbefugte Ausübung des nur 
auf eigene Gefahr erworbenen Vorrechtes und darf nicht nach den allgemeinen 
Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes über den Schadenerſatz einſchränkend 
beurtheilt werden. Das auf Ungiltigkeit eines Privilegiums lautende Erkennt⸗ 
niß des Handelsminiſteriums wirkt auf den Zeitpunkt der Ertheilung des 
Privilegiums zurück. 

Competenzconflicts⸗Entſcheidung. Rechtsverhältmiſſe, welche ſich auf die Entlohnung 
des iſraelitiſchen Matrikenführers ſeitens der iſraelitiſchen Cultusgemeinde 
beziehen, können nicht als öffentlich⸗rechtliche Verhältniſſe angeſehen werden, 
ſondern kommen nach privatrechtliche Grundſätzen zu beurtheilen. 

Literatur. 


Perſonalien. — Erledigungen. 


Die BYolkszählung in Heſterreich zu Ende dieſes Jahr⸗ 
hundertes. 
Beſprochen von Eugen Spork. 
IV. (Schluß.) 


Nationalität und Sprach e. „Als Grundlage für die Ein— 
tragung des Zählungscommiſſärs kann nur die von der Partei (dem 
Familienhaupte) fatirte Sprache angenommen werden, und iſt hier 
nach der Natur der Sache eine amtswegige Erhebung ausgeſchloſſen. 
Daß ſich hiebei in der Diaspora vor jeder Volkszählung ab und zu 
nationale Strömungen geltend machen, welche auf die Bevölkerung 
und ſogar auf die Zählungscommiſſäre einzuwirken verſuchen, iſt bei 
der ſteigenden Bedeutung dieſes Erhebungsmomentes und bei unſerem 
ſeit Jahrzehnten andauernden, ſich bisher leider immer verſchärfenden 
Nationalitätenzwiſte erklärlich. Eine der Wahrheit nicht entſprechende 
Fatirung der U mgangsſprache ſeitens der Parteien kann gewiß 
leichter bei der eigenen Eintragung in den Anzeigezettel als bei der 
Fatirung gegenüber dem Zählungscommiſſär vorkommen, da in dem 
letzteren Falle nicht nur Beeinfluſſungen durch Hauseigenthümer hintan⸗ 
gehalten werden, ſondern auch eine gewiſſe Scheu vor unwahren und 
unwahrſcheinlichen Angaben zurückhält. ‚ 

Treten aber ſolche Fälle dennoch ein, fo dürfte es dem Zählungg- 
commiſſär, welcher ja nach § 23, alinea 3 der Volkszählungsvor⸗ 
ſchriften auch die Richtigkeit der Angaben der Parteien zu controliren 
hat, nicht zu verwehren ſein, wenn er gegenüber einer nach ſeiner 
perſönlichen Kenntniß der Verhältniſſe unwahren Fatirung unter dem 
beſchönigenden Vorwande eines Mißverſtändniſſes in taktvoller Weiſe 
und ohne zudringlich zu werden, um eine Aufklärung erſucht, doch 
kann ihm eine von der Erklärung der Partei abweichende Verzeichnung 


der Umgangsſprache nicht zugeſtanden werden. Anderſeits können aber 
die Zählungscommiſſäre ſelbſt für die Richtigkeit der dießbezüglichen 
Eintragungen noch gefährlicher werden, als die Bevölkerung, denn hier 
kann, wenn dieſelben auch in der Ausfüllung aller übrigen Rubriken 
des Aufnahmsbogens, deren Inhalt ihnen perſönlich gleichgiltig iſt, 
noch ſo genau und gewiſſenhaft ſind, nationaler Fanatismus eine 
Rolle ſpielen. 

Dieſe Momente ſprechen im Intereſſe einer richtigen und wenig— 
ſtens mit den Fatirungen übereinſtimmenden Erhebung in der Diaspora 
einerſeits wieder gegen die Anwendung der Anzeigezettel, andererſeits 
für die Nothwendigkeit der Auswahl unbedingt verläßlicher, dem 
nationalen Parteigetriebe ferneſtehender Zählungscommiſſäre durch die 
politiſche Behörde. Auch die oben vorgeſchlagene Beeidigung derſelben 
wäre gerade in dieſer Richtung von Wichtigkeit. 

Die Ausführung der hier beſprochenen Rubrik der Zählpapiere 
hatte, abgeſehen von den oben erwähnten Einſchränkungen ausnahms⸗ 
los ſtattzufinden und war daher auch bei Kindern des früheſten Lebens⸗ 
alters, ja ſelbſt bei ſtummen Perſonen, nach Maßgabe der Umgangs- 
ſprache ihrer Umgebung vorzunehmen.“ 

Beruf. „Die den Beruf betreffenden Rubriken theilten ſich bei 
der letzten Volkszählung nach Hauptberuf und allfälligen Neben— 
erwerb, jede dieſer beiden Gruppen war wieder zur Verzeichnung des 
Berufes beziehungsweiſe Nebenerwerbes und der Stellung in demſelben 
getrennt, wodurch ſich im Ganzen vier Spalten ergaben. Die richtige 
Ausfüllung derſelben gehört jedenfalls zu den ſchwierigeren Aufgaben 
der Zählungscommiſſäre, da ſowohl die Unterſcheidung zwiſchen Haupt⸗ 
beruf und Nebenerwerb, als auch insbeſondere die richtige Ausfüllung 
der beiden Unterabtheilungen nicht immer leicht iſt. Bei den großen 
Berufsgruppen der Landwirthſchaft und des Gewerbes iſt die Charakte— 
riſtik der Berufsſtellung allerdings vollkommen klar. Bei anderen Be- 
ruſs⸗ und Beſchäftigungsarten iſt aber eine Unterſcheidung zwiſchen 
Beruf und Berufsſtellung in dem Sinne, daß letztere über die Frage 
der Selbſtſtändigkeit der Berufsausübung Aufſchluß gibt, nicht anwend⸗ 
bar, weil dieſelben ihrer Natur nach eine ſolche Unterſcheidung nicht 
zulaſſen, wie dies beiſpielsweiſe bei Beamten, verheirateten Frauen 
ohne beſonderen Beruf, jugendlichen Perſonen über 14 Jahren, welche 
lediglich Lehranſtalten beſuchen und den gewöhnlichen häuslichen Dienſt⸗ 
boten der Fall iſt. 

Wir ſind weit davon entfernt, die im Principe gewiß noth— 
wendige Unterſcheidung zwiſchen Beruf und Berufsſtellung zu be— 
kämpfen, halten jedoch im Unterſchiede von den bisherigen Vorſchriften 
eine Einſchränkung der Eintragungen in dem Sinne für wünſchens— 
werth, daß von einer Ausfüllung der Rubrik, Stellung 
im Berufe“, welche nur zur Charakteriſtik feiner 
ſelbſtſtändigen oder nicht ſelbſtſtändigen Ausübung 
dienen ſoll, in jenen Fällen, wo eine ſolche Unter⸗ 
ſcheidung unmöglich iſt, gänzlich abgeſehen werde, fo 
daß die Heranziehung einer Unterſcheidung zwiſchen genus und species 
überhaupt ausbliebe. In letzterer Richtung find bei der jüngſten Volks⸗ 


— 152 — 


zählung, eben in dem Beſtreben, formell richtig zu gehen, ganz monſtröſe 
Eintragungen und Berufsconſtructionen vorgekommen. 

Zu viel Gewiſſenhaftigkeit und Formalismus iſt hier von Uebel. 
Die Hauptſache bleibt eine genaue, jeden Zweifel ausſchließende Be⸗ 
rufseintragung, eventuell auch nur unter einer Rubrik.“ 

Schon mit Beginn dieſes vierten Abſatzes unſerer Beſprechungen 
bewegten wir uns ideell bereits im Anlaufe des nächſten Säculums. 

Was die politiſche Garküche in den letzten achtzehn Monaten 
ehe wir „1901“ ſchreiben, für die ſtatiſtiſchen Zwecke der Volkszählung 
in Oeſterreich gebraut und zubereitet hat, das wird mit dem erſten 
Hahnenſchrei im kommenden Jahrhundert ſervirt, um nach einer in Haſt 
gepflogenen Mahlzeit — wo nicht ſchon im Jänner, ſo längſtens mit 
Beginn des Februar 1901 der Verdauung zugeführt zu werden. 

Das wiedereingerückte Heer der Volkszählungscommiſſäre und 
ſtaatlichen Volkszählungsagenten hat nun, nachdem es — man kann 
nicht ſagen ſchlecht und recht, ſondern nach beſtem Wollen und Können 
— ſeine mühſame Arbeit beendete, die Früchte derſelben heimgebracht. 
Berge von Urmateriale, beſtehend aus den ab und zu mit Tauf— 
zetteln oder Tauf- reſp. Geburtsſcheinen in Original oder Abſchrift 
geſpickten Anzeigezetteln und Aufnahmsbögen häufen ſich an. 

Noch einmal wird es lebendig in dieſer Schaar, diesmal jedoch 
nur in den bezüglichen Amtsräumen; heißt es doch, all' das müh— 
Jam Zuſammengetragene ſorgſam zu ſichten, um in Entſprechung des 
§ 35 der Volkszählungsvorſchrift in den Monaten Februar und März 
die Orts- und Gemeinde-Ueberſichten herzuſtellen. 

Da den Bezirkshauptmannſchaften der mit dem vorcitirten 
§ 35 eingeräumte Termin (April und Mai) zur Herſtellung der 
Bezirksüberſichten, jedoch mit dem Miniſterialerlaſſe vom 18. Februar 
1891, 3. 3390, auf den Zeitpunkt bis längſtens 30. April gekürzt 
wurde, ſo ſind rückwirkend auch die bezüglichen Gemeinden bemüſſigt, 
nach Möglichkeit noch vor der ihnen zur Fertigſtellung der Orts— 
und Gemeindeüberfichten geſetzlich eingeräumten Friſt das geordnete 
Urmateriale ſammt den genannten hierzugehörigen Ueberfichten an die 
Bezirkshauptmannſchaften abzuliefern, denen doch, nebſt der Verfaſſung 
der Bezirksüberſichten und der eigenen Verfaſſung der Orts- und 
Gemeindeüberſichten, die Prüfung ſämmtlicher Zählpapiere 
des ganzen politiſchen Bezirkes obliegt. Dieſe Arbeit er— 
fordert nun ihrer Gründlichkeit wegen einerſeits, und der Beſchränkt— 
heit der zu Gebote ſtehenden Arbeitskräfte wegen anderſeits einen 
Zeitraum von oft bis zu vier Wochen, und kommen hiebei die Bezirks— 
hauptmannſchaften nicht ſelten in die Zwangslage, auch Ueberſichten, 
welche in unbrauchbarem Zuſtande vorgelegt werden, ſelbſt neu zu 
verfaſſen. 

Zur Prüfung jeder einzelnen Ziffer in den vorgelegten Ueber⸗ 
ſichten reicht daher die Zeit nicht aus. 

Die Reviſion der Bezirkshauptmannſchaften muß fich demnach 
auf möglichſt viele Stichproben über die Richtigkeit der Uebertragung 
der Daten aus den Zählpapieren, ferner auf die Vornahme aller 
Rechnungsproben hinſichtlich der Uebereinſtimmung gewiſſer Summen 
erſtrecken. 

Mit dem Monate April beginnen die gemäß § 33 der Volks— 
zählungsvorſchrift den Landesbehörden obliegenden Ueberprüfungs⸗ 
arbeiten, und beziehen ſich dieſelben zunächſt auf die Ueberſichten, 
welche von den Stadtgemeinden mit eigenem Statute bis Ende März 
vorzulegen ſind. 

Bei der letzten Volkszählung hatten fich die Landesſtellen außer— 
dem auch im Monate April durch Stichproben von der Qualität der 
von den politiſchen Bezirksbehörden verfaßten Orts- und Gemeinde— 
überſichten zu überzeugen, und war zu dieſem Zwecke nach dem 
Miniſterialerlaſſe vom 25. März 1891, 3. 4998, von allen Bezirks- 
hauptmannſchaften aus ſämmtlichen Gruppen der von den einzelnen 
Verfaſſern bearbeiteten Gemeindeoperate je eines derſelben (Ueberſichten 
und Urmateriale) vorzulegen. 

Der Monat Mai erübrigt den Landesbehörden zur Prüfung 
der eigentlichen Bezirksüberſichten auf Grund der vorzulegenden Orts— 
und Gemeinde⸗Ueberſichten. 

Das Urmateriale ſelbſt blieb nach der letzten Volkszählung vor⸗ 
läufig noch bei den Bezirkshauptmannſchaften zurück und war von 
denſelben nach dem Minifterial-Exlaffe vom 9. Juni 1891, Z. 10.334, 
partienweiſe unmittelbar an die ſtatiſtiſche Central-Commiſſion zu leiten, 


bei welcher mittlerweile, und zwar bis Ende Mai, die von den Landes— 
behörden vorzulegenden Ueberſichten eingelangt ſein mußten und womit 
das ganze Werk der ſo weitläufig vorbereiteten „Volkszählung in 
Oeſterreich“ im engeren Sinne als beendet zu betrachten war. 

Die letzte Feile legt noch die ſtatiſtiſche Central-Commiſſion, 
durch die Verfaſſung der Landes-Ueberſichten und der Reichsüberſicht 
an, um dann das geſammte Materiale den eigentlichen ſtatiſtiſchen 
Zwecken — der Verarbeitung desſelben zuzuführen, welche nach der 


letzten Volkszählung am 16. Juli 1893, alſo nach mehr als zwei 
Jahren, ihr Ende erreichte. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Verantwortlichkeit des beſchlagnehm rivilegt : 
nach den SS 17 1225 47 des ee 
185%, R.⸗G. Bl. Nr. 184, bildet den nothwendigen Gegenſchutz 
wider eine unbefugte Ausübung des nur auf eigene Gefahr erwor⸗ 
benen Vorrechtes und darf nicht nach den allgemeinen Beſtimmungen 
des bürgerlichen Rechtes über den Schadenerſatz einſchränkend be⸗ 
urtheilt werden. Das auf Ungiltigkeit eines Privilegiums lautende 
Erkenntniß des Handelsminiſteriums wirkt auf den Zeitpunkt der 
Ertheilung des Privilegiums zurück. 

Der Beklagte war Eigenthümer der Privilegien vom 6. März 
1886 und 8. Juli 1886 auf Filtrirapparate für alkoholhältige Flüffig- 
keiten. Kläger erwarb nachträglich das öſterreichiſch-ungariſche Privi— 
legium vom 8. November 1890 gleichſalls auf Filtrirapparate, an 
welchen er Verbeſſerungen anbrachte, die er ebenfalls privilegiren ließ. 
Als letzterer gerade mit der Effectuirung zahlreicher Veſtellungen be— 
ſchäftigt war, erwirkte der Beklagte, welcher in den vom Kläger ſeinen 
Comittenten gelieferten Filtrirapparaten einen Eingriff in feine Privi— 
legien erblickte, Verfügungen im Sinne der 88 40 und 47 des Priv. 
Gef. vom 15. Auguſt 1852, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 184, welche er dann 
auch geſetzmäßig rechtfertigte. Außerdem betrat Beklagter den Weg der 
Oeffentlichkeit und ließ in verſchiedenen Zeitungen Warnungen und 
Erklärungen erſcheinen, wodurch Kläger angeblich materiell zu Grunde 
gerichtet, um feinen Credit und ſeine Ehre gebracht und genbdthigr 
worden iſt, im Jahre 1891 den Concurs über ſein Vermögen eröffnen 
zu laſſen. Im Jahre 1891 brachte Kläger gegen den Beklagten die 
Annullirungsklage mit der Behauptung ein, daß die Privilegien des 
letzteren wegen Abganges des geſetzlichen Erforderniſſes des § 3 Priv.- 
Geſ. ungiltig erworben wurden. Dieſe Klage wurde aber vom k. k. 
Handelsminiſterium im Jahre 1892 abgewieſen, weil für den be— 
haupteten Mangel keine Beweiſe beigebracht wurden. Dagegen gelang 
es einem Dritten im Jahre 1895, die zwei Privilegien des Beklagten 
durch ein Erkenntniß des Handelsminiſteriums wegen Abganges der 
geſetzlichen Erforderniſſe für aus dem Auslande eingeführte Erfindungen 
zur Gänze nichtig erklären zu laſſen. Geſtützt auf dieſe Annullirung 
und unter Berufung darauf, daß Beklagter auf Grund rechtsungiltiger 
Privilegien die Verfolgung des Klägers wiſſentlich unternommen und 
mit Erfolg durchgeführt habe, ſtellt nun letzterer im Hinblicke auf die 
88 17 und 47 Priv.⸗Geſ. das vorläufige Begehren: „Beklagter ſei 
ſchuldig, dem Kläger den durch ſein rechtswidriges Vorgehen zugefügten 
Schaden zu erſetzen und Erſatz für Schimpf und Schaden zu leiſten.“ 

Das Proceßgericht wies die Klage ab, weil Kläger nicht 
nachgewieſen hat, daß dem Beklagten ein doloſes oder auch nur ein 
culpoſes Verſchulden in der behaupteten Handlungsweiſe desſelben zur 
Laſt falle, daher die Vorausſetzungen zu einer Schadenerſatzpflicht nach 
den hier maßgebenden Beſtimmungen des a. b. G.-B. nicht vor— 
handen ſind. 

Das Berufungsgericht beſtätigte das Urtheil erſter Inſtanz, 
weil durch die Entſcheidung des Handelsminiſteriums nur ausgeſprochen 
wurde, daß die beiden Privilegien des Beklagten zur Gänze für nichtig 
erklärt wurden, die Folge dieſer Nichtigkeitserklärung nach dem Wort: 
laute des Einganges des § 29 Priv.-Gef. nur die iſt, daß die nichtig 
erklärten Privilegien ihre Giltigkeit verlieren, d. i. daß ſie dem Privi— 
legirten, die ihm ſonſt aus den 88 21 und 22 Priv.-Geſ. zuſtehenden 
Rechte nicht mehr gewähren und dieſe Rechtswirkung nach dem Wort— 
laute des Geſetzes und mangels einer beſonderen weitergehenden Be— 
ſtimmung desſelben erſt mit dem Tage des die Nichtigkeit ausſprechenden 
Erkenntniſſes, hier alſo mit dem 14. November 1895, eintritt. 


Der Oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 8. Fe— 
bruar 1899, 3. 1708, dem Klagebegehren ſtattgegeben. 

Gründe: Die vorgerichtlichen Urtheile beruhen auf einer un⸗ 
richtigen Beurtheilung der Sache, wieferne ſie das Privilegiengeſetz vom 
15. Auguſt 1852, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 184, dahin auslegen, daß nach 
47 bei ungerechtfertigter Beſchlagnahme die Genugthuung für 
Schimpf und Schaden lediglich unter den Vorausſetzungen des a. b. 
G.-B. für eine Genugthuungspflicht gebühre und daß ein Erkenntniß 
des Handelsminiſteriums auf Ungiltigkeit eines erwirkten Privilegiums 
nicht zurückwirke. Vermöge des reinen Anmeldungsſyſtems, von welchem 
das Privilegiengeſetz vom 15. Auguſt 1852 beherrſcht wird, findet 
nach § 17 eine wie immer geartete Unterſuchung über die Neuheit 
oder die Nützlichkeit der angegebenen Entdeckung, Erfindung oder Ver— 
beſſerung vor der Ertheilung des Privilegiums in keinem Falle ſtatt, 
wogegen aber auch eine Haftung dafür von Seite der Staatäver- 
waltung durchaus nicht eintritt, ſondern das Privilegium in dieſer 
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Hinſicht lediglich auf Gefahr, Schaden und Koſten des Privilegirten 


ertheilt wird. Dieſer bleibt ſonach für die geſetzlichen Vorausſetzungen 
der Zuläſſigkeit des erwirkten Privilegiums und für alle Folgen eines 
ohne dieſe Vorausſetzungen erlangten Privilegiums unbedingt verant- 
wortlich, ohne ſich etwa auf ſeine Gutgläubigkeit berufen zu können. 
Der Privilegirte erhält kraft des Geſetzes das Vorrecht zu dem aus⸗ 
ſchließenden Gebrauche ſeiner Entdeckung, Erfindung oder Verbeſſerung. 
Er darf jeden Eingriff in ſein Privilegium gerichtlich verfolgen, den 
Verfall der nachgemachten oder nachgeahmten Gegenſtände wider den 
Schuldigen, die Einſtellung der Nachahmung und des ferneren Ver— 
ſchleißes, insbeſondere auch die Beſchlagnahme oder andere zweckmäßige 
Verwahrung der nachgemachten oder nachgeahmten Gegenſtände des 
Privilegiums bewirken, dies alles aber unter der geſetzlichen Voraus— 
ſetzung der Giltigkeit ſeines Privilegiums, welches ihm auf ſeine eigene 
Gefahr, Schaden und Koſten ertheilt worden iſt. Daher beſtimmt auch 
8 47 ohne etwaige Einſchränkung auf Argliſt, daß jede Vorkehrung 
des Privilegienbeſitzers gegen Eingriffe gleich einem Verbote nach den 
Vorſchriften der Gerichtsordnung gerechtfertigt werden muß, widrigen⸗ 
falls dieſelbe auf Begehren des Gegners ſogleich aufzuheben und die 
gebührende Genugthuung für Schimpf und Schaden zu leiſten ſein 
würde. Gegen eine unberechtigte Beſchlagnahme wäre nun der Schutz 
des Geſetzes gewiß nicht ausreichend geboten, wenn der Beſchlagnehmer 
die Genugthuung ſchon damit abwehren könnte, daß er im guten 
Glauben geweſen ſei, ein giltiges Privilegium erworben zu haben. 
Für die Giltigkeit muß vielmehr der Verfolger des Rechtes unbedingt 
einſtehen. Dieſe unbedingte Verantwortlichkeit bildet eben den noth- 
wendigen Gegenſchutz des Geſetzes wider eine unbefugte Ausübung des 
nur auf eigene Gefahr erworbenen Vorrechtes, ſie darf daher keines- 
wegs nach den allgemeinen Beſtimmungen des bürgerlichen Rechtes 
über den Schadenerſatz einſchränkend beurtheilt werden. Die Annahme 
daß die Beſtimmung des § 47 des Priv.⸗Geſ. über die Genugthuung 
lediglich als Gegenſatz einer bloßen Schadloshaltung aufzufaſſen ſei 
deshalb aber die übrigen allgemeinen Grundſätze über den Schaden⸗ 
erſatz unberührt laſſe, widerſtreitet nicht bloß dem Wortlaute, ſondern 
wie eben gezeigt wurde, auch dem nothwendigen Zwecke des Geſetzes 
und ſeiner Eigenthümlichkeit als Sondergeſetz. Vermöge der Bedeutung 
der Beſchlagnahme als einer nur einſtweiligen Verfügung bleibt die— 
ſelbe auch durch ihre Rechtfertigung mittels der im § 47 bezeichneten 
Klage immer nur unter der Vorausſetzung der Giltigkeit des Privi⸗ 
legiums eine berechtigte und muß daher mit einem Nichtigkeitserkennt⸗ 
niſſe, mag es wer immer veranlaßt haben, ſofort die Berechtigung 
verlieren, weil eben das Erkenntniß des Handelsminiſteriums, daß ein 
Privileginm ungiltig ſei, wegen feiner öffentlich-rechtlichen Bedeutung 
nicht etwa bloß einen Streit zwiſchen den unmittelbar betheiligten 
Parteien entſcheidet, ſondern das Privilegium völlig vernichtet, wie 
wenn es niemals ertheilt worden wäre, was ſchon im Weſen einer 
gleich urſprünglichen Ungiltigkeit im Gegenſatze zu dem ſpäteren Er⸗ 
löſchen eines Rechtes gelegen iſt und auch im § 17 des Priv.-Geſ. 
durch die Ertheilung des Privilegiums auf Gefahr, Schaden und 
Koſten des Privilegirten zum Ausdrucke gebracht wird. Hieraus folgt 
aber mit Nothwendigkeit, daß das Nichtigkeitserkenntniß auf den Zeit⸗ 
punkt der Ertheilung des Privilegiums zurückzuwirken hat. In dem 
vorliegenden Falle erſcheint es demnach ohne jegliche Bedeutung, ob 
der Beklagte den Kläger im guten Glauben, giltige Privilegien zu be⸗ 


ſitzen, oder im Bewußtſein ihrer Ungiltigkeit verfolgt habe und wann 
eine ſolche Kenntniß bei ihm vorhanden geweſen ſein müſſe. Er kann 
den Genugthuungsanſpruch des Klägers auch damit keineswegs ab— 
lehnen, daß ſeine Beſchlagnahmen nicht ungerechtfertigt geblieben ſeien 
und daß die Nichtigkeitsklage des heutigen Klägers abweislichen Erfolg 
gehabt habe, weil ſeine Genugthuung nicht von Gutgläubigkeit bedingt 
iſt und weil mit dem Erkenntniſſe des Handelsminiſteriums vom 
14. November 1895, wenn auch infolge der Nichtigkeitsklage anderer 
Betheiligter, die der Verfolgung des Klägers durch den Beklagten zu 
Grunde gelegenen Privilegien wegen Abganges der geſetzlichen Erforder⸗ 
niſſe für aus dem Auslande eingeführte Erfindungen nichtig erklärt 
worden find und es keineswegs Sache der Gerichte iſt, dieſe Ent- 
ſcheidung auf ihre Richtigkeit zu prüfen. Der Beklagte war ſonach 
wegen der gleich urſprünglichen Ungiltigkeit ſeiner Privilegien keines⸗ 
wegs berechtigt, den Kläger mit Beſchlagnahmen und anderweitig 
wegen ſeiner Erzeugniſſe zu verfolgen und kann dem ſpäteren Nichtig⸗ 
keitserkenntniſſe doch nicht jene Rechtswirkung abgeſprochen werden, 
welche ſchon an und für ſich, ohne zwiſchen Gutgläubigkeit und Arg— 
liſt unterſcheiden zu dürfen, der unterbliebenen Rechtfertigung der vor— 
läufigen Verfügungen zugekommen wäre. 


Competenzeonflicts⸗Eutſcheidung. Rechtsverhältniſſe, welche ſich auf 

die Entlohnung des iſraelitiſchen Matrikenführers ſeitens der iſrae⸗ 

litiſchen Cultusgemeinde beziehen, können nicht als öffentlich-recht⸗ 

liche Verhältniſſe angeſehen werden, ſondern kommen nach privat⸗ 
rechtlichen Grundſätzen zu beurtheilen. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 3. Juli 1899 ge= 
pflogenen öfſentlichen Verhandlung über den Antrag des Beer Löwin— 
ſohn, Matrikenführers der iſraelitiſchen Cultusgemeinde in Szezurowice, 
durch Dr. Jakob Byk, de praes. 14. April 1899, 3. 124 R.⸗G., 
auf Entſcheidung eines negativen Competenz-Conflictes zwiſchen Ge— 
richts- und Verwaltungsbehörden zu Recht erkannt: 

Zur Entſcheidung über den Anſpruch des Beer Löwinſohn auf 
Bezahlung der ihm von der iſraelitiſchen Cultusgemeinde in Szezuro— 
wice laut des bei der k. k. Bezirkshanptmannſchaft in Brody am 
9. Juli 1895 aufgenommenen Protokolles zugeſicherten Entlohnung 
jährlicher 100 fl. ſind die ordentlichen Gerichte competent. 

Gründe: Laut des bei der k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
Brody behufs Regulirung der Bezüge des iſraelitiſchen Matrikenführers 
Beer Löwinſohn am 9. Juli 1895 aufgenommenen Protokolls zwiſchen 
Beer Löwinſohn und der iſraelitiſchen Cultusgemeinde in Szezurowice 
verpflichtete ſich deren Vorſteher Süſſel Reiß im Namen derſelben, dem 
Beer Löwinſohn für die Beſorgung der mit ſeiner Thätigkeit ver⸗ 
bundenen Functionen aus dem Titel der Entlohnung anſtatt der bis— 
herigen 80 fl. vom 1. October 1895 angefangen 100 fl. ö. W. 
jährlich in vierteljährigen Raten zu bezahlen. Dieſer Verpflichtung 
entſprach die genannte Cultusgemeinde nach Angabe des Beer Löwin— 
ſohn bis Ende Juni 1896. Als ſie mit der 3. und 4. Quartalsrate 
im Rückſtande verblieb, bewilligte die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in 
Brody mit dem Beſchluſſe vom 3. October 1896, Z. 32.269, die 
executive Eintreibung dieſer Raten; dieſe Verfügung wurde aber über 
Recurs der Cultusgemeinde mit dem Erlaſſe der k. k. Statthalterei 
vom 26. November 1896, 3. 98.151, mit der Begründung auf- 
gehoben, daß der auf einem privat- rechtlichen Titel beruhende Anſpruch 
des Beer Löwinſohn im ordentlichen Rechtswege geltend zu machen 
iſt. In Folge deſſen wendete ſich Beer Löwinſohn an das k. k. Be⸗ 
zirksgericht Lopatyn, deſſen Urtheil vom 27. Jänner 1897, Z. 10.788, 
jedoch mit dem Decrete des k. k. Oberlandesgerichtes in Lemberg vom 
24. Februar 1897, Z. 4387, mit der Begründung aufgehoben wurde, 
daß die Einbringung der fraglichen rückſtändigen Raten im Wege der 
Gerichte ausgeſchloſſen iſt. Dem neuerlichen Anſuchen des Beer Löwin— 
ſohn ſtattgebend, ſprach die k. k. Bezirkshauptmannſchaft in Brody 
mit dem Beſchluſſe vom 10. April 1898, Z. 8851, aus, daß die 
iſraelitiſche Cultusgemeinde in Szezurawice zur Zahlung aller rück— 
ſtändigen Raten der oberwähnten Entlohnung jährlicher 100 fl. ver- 
pflichtet iſt. Dieſer Beſchluß wurde über Recurs der Cultusgemeinde 
mit der Verordnung der k. k. Statthalterei vom 28. Mai 1898, 
Z. 42.473, wegen Incompetenz der politiſchen Behörden aufgehoben 
und dieſe Entſcheidung wurde über Recurs des Beer Löwinſohn mit 
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dem Erlaſſe des k. k. Miniſteriums des Innern vom 23. November 
1898, 3. 34.271, aufrecht erhalten. Da ſonach ſowohl die Verwaltungs— 
behörden, als auch die Gerichte ſich zur Entſcheidung über den frag— 
lichen Anſpruch des Beer Löwinſohn als incompetent erklärt haben, 
beantragt dieſer die Entſcheidung des vorliegenden negativen Competenz⸗ 
Conflictes durch das Reichsgericht. 

Bei der öffentlichen, mündlichen Verhandlung hat der Vertreter 
des k. k. Miniſteriums des Innern nachgewieſen, daß die Matriken⸗ 
führung bei der iſraelitiſchen Confeſſion eine weſentlich andere Ent- 
wicklung genommen habe als bei anderen Confeſſionen, und daß der 
Bruch mit den Grundſätzen des Matrikenpatentes vom 20. Februar 
1784 ſchließlich in dem Geſetze vom 10. Juli 1868 entſchieden zur 
Geltung gekommen ſei. Nach dieſem Geſetze, beziehungsweiſe Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 15. März 1875 für Galizien konne kein Zweifel 
obwalten, daß die Beziehung der iſraelitiſchen Matrikenführung zu 
der Cultusgemeinde gelöſt und dieſe Matrikenführung eine von ſtaat— 
licher Beſtellung der Organe abhängige Inſtitution ſei. Wenn ſonach 
zwiſchen dem Matrikenführer und der Cultusgemeinde von Geſetzes— 
wegen ein öffentlich-rechtliches Verhältnis nicht beſtehe, ſo könne ein 
ſolches Verhältnis auch durch eine Vereinbarung beider nicht begründet 
werden. Hieraus folge die Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung der Statt— 
halterei und des Miniſterums des Innern im vorliegenden Falle. 

Das k. k. Reichsgericht iſt bei ſeiner Entſcheidung von folgen— 
den Erwägungen ausgegangen: 

Beer Löwinſohn wurde mit dem Decrete der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in Brody vom 16. Juli 1879, Z. 8172, zum iſraelitiſchen 
Matrikenführer in Szezurowice ernannt. 

Als ſolcher unterſteht er nach 88 6 und 13 der Statthalterei⸗ 
Verordnung für Galizien vom 14. September 1876, L.-G.-Bl. Nr. 55, 
bezüglich der Matrikenführung der Controle und der Diſciplinargewalt 
der politiſchen Bezirksbehörde, von welcher er auch die auf Koſten der 
betreffenden Cultusgemeinde anzuſchaffenden Bücher zur Führung der 
Matriken erhält. 

Durch dieſe Beſtellung wird aber der Matrikenführer, wenngleich 
er ein öffentlicher Functionär iſt, weder zu einem Staatsbeamten, noch 
zu einem Beamten der iſraelitiſchen Cultusgemeinde, noch erwirbt er 
hiedurch wider den Staat oder die Cultusgemeinde einen Anſpruch 
auf Entlohnung, welche er vielmehr der Regel nach nur in dem Bezuge 
der Gebühren für Matrikenauszüge zu finden hat. 

Mit Rückſicht hierauf kann das durch das bei der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in Brody am 9. Juli 1895 zwiſchen Beer Löwinſohn 
und dem Vorſteher der iſraelitiſchen Gemeinde in Szezurowice in deren 
Vertretung abgeſchloſſene, dem Erſteren eine Entlohnung von 100 fl. 
zu ſichernde Uebereinkommen begründete Rechtsverhältnis nicht als ein 
öffentlich⸗rechtliches Verhältnis angeſehen werden; dasſelbe iſt viel- 
mehr nach privat-rechtlichen Grundſätzen zu beurtheilen. 

Demgemäß entzieht ſich die Entſcheidung der ſtreitig gewordenen 
Frage der Verpflichtung der iſraelitiſchen Cultusgemeinde zur Zahlung 
jener 100 fl. der Competenz der politiſchen Behörden und iſt der 
dießfalls entſtandene negative Competenz⸗Conflict dahin zu entſcheiden, 
daß dießfalls zur Entſcheidung die ordentlichen Gerichte zuſtändig ſind. 

(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 3. Juli 1899, 3. 198.) 
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Dr. Benno Freiherr von Poſanner. Die Penſionen und Proviſionen 
der k. k. öſterreichiſchen Civilſtaatsbedienſteten und Staatsarbeiter, ſowie die Ver⸗ 
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Mehr als hundert Jahre ſind verſtrichen, ſeitdem Maria Thereſia und 
Joſef II. in hochſinniger Weiſe durch Erlaſſung der erſten Penſionsnormalien 
(1771 und 1781) den berechtigten Anſprüchen der Staatsbeamten auf Altersver⸗ 
ſorgung Rechnung zu tragen begonnen haben. Eine ſo gewaltige Maſſe von Normen, 
die theils den Charakter von legislativen Anordnungen, theils von Verwaltungs⸗ 
vorſchriften tragen, haben ſich ſeither auf dieſem Gebiete angehäuft, daß öfters 
ſchon das Bedürfnis nach einer zuſammenfaſſenden Darſtellung dieſer Normen her⸗ 
vorgetreten und durch verſchiedene Privatarbeiten beſriedigt worden iſt. Augen⸗ 
ſcheinlich haben die Beſtrebungen der Staatsbeamtenſchaft, eine Neuregelung ihrer 
Penſionsanſprüche zu erlangen, an denen der Verfaſſer hervorragenden Antheil 
genommen, Veranlaſſung zu dem vorliegendem Werke gegeben, in welchem nun⸗ 
mehr neuerdings die geſammte Maſſe des ſchwer überſehbaren Stoffes mit ſach⸗ 


kundiger Hand zuſammengetragen erſcheint. Hiebei ift der Verfaſſer in ſehr zweck⸗ 
mäßiger Weiſe vorgegangen, indem zuerſt eine zuſammenfaſſende Bearbeitung des 
Stoffes geboten wird und hierauf in geordneter Folge die einzelnen legislativen 
Belege folgen. Das Werk bietet übrigens weit mehr als ſein Titel vermuthen 
läßt, indem es auch die einſchlägigen Normen der gemeinſamen Beamten, deren 
Penſionsverhältniſſe bisher merkwürdigerweiſe noch keine geſetzliche Regelung ge- 
funden haben, ferner die Penſionsnormen der Landesbeamten, der Beamten der 
Stadt Wien, der ungariſchen, croatiſch⸗ſlavoniſchen und bosniſch⸗herzegowiniſchen 
Beamten, der Militärperſonen und einzelner anderer Beamtenkategorien bringt. 
Auch die in neueſter Zeit dank einer beſonders fürſorglichen Arbeiterpolitik des 
Finanzminiſteriums ſehr verbeſſerten Penſtons- und Proviſionseinrichtungen für 
die Arbeiter der Staatsbetriebe kommen hier und zwar unſeres Wiſſens zum erſten⸗ 
mal (S. 81 ff.) zur Darſtellung. Wenn wir dieſe Fülle des Stoffes ins Auge 
faſſen, ſo fallen uns allerdings einzelne Lücken auf, die wir bei einer Neuauflage 
unter entſprechender Aenderung des Titels des Werkes beſeitigt wiſſen möchten. 
Es fehlen nämlich die Penſionsnormen der Lehrer an den öffentlichen Volks⸗ 
ſchulen und manchen Hochſchulen, ferner vermiſſen wir Angaben über die Penſions⸗ 
verhältniſſe der Bezirksbeamten, und auch ſonſt könnte der Abſchnitt über die auto⸗ 


nomen Beamten manche Ergänzung erfahren. : 
ch gänzung erfah Dr. Schm. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Finauzrath Dr. Benno Freiherrn Poſanner 
von Ehrenthal zum Ober⸗Finanzrathe bei der Finanz⸗Landesdirection in Wien 
ernannt. 

Se. Majeftät haben dem Landesregierungs⸗Secretär Dr. Rudolf von 
Wartburg in Salzburg den Titel und Charakter eines Bezirkshauptmannes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Dr. Eduard Schueler in 
Landeck anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Statthalterei— 
rathes verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Hauptſteuereinnehmer Joſef Pölt in Kufſtein 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines kaiſerlichen Rathes 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Steuereinnehmer Angelo Antoniolli in Strigno 
anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand den Titel eines Hauptſteuereinnehmers 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Statthalterei in Prag 
Karl Kubin anläßlich der Verſetzung in den Ruheſtand das goldene Verdienft⸗ 
kreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Polizeirath Dr. Emerich Rybiéka zum Ober 
polizeirathe mit dem Titel eines Regierungsrathes bei der Polizei-Direction in 
Wien ernannt und dem Polizeirathe bei dieſer Polizei-Direction Theodor Reiberger 
den Titel und Charakter eines Oberpolizeirathes verliehen. 

Der Miniſterpräſident a. L. d. M. d. J. hat die Ingenieure Franz 
Koneény und Robert Daute zu Oberingenieuren und den Bauadjuncten Joſef 
Reich zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Schleſien ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Rechnungsrevidenten Bartholomäus Sardotſch 
und Alfred Gayer zu Rechnungsräthen bei der Finanz-Direction in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptcaffier Franz Schramek zum Controlor 
und den Adjuncten Joſef Jicha zum Hauptcaſſier bei der Staatscentralcaſſe 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Liquidator der Staatsſchuldencaſſe Johann 
Duda zum Director und den Caſſier der Finanz⸗Landescaſſe in Linz Georg 
Voith zum Controlor bei dieſem Amte ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten des Miniſterial⸗Zahlamtes Theodor 
Nickles zum Hauptcaſſier ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Karl von Ernſt zum 
Hauptſteuereinnehmer bei der Finanzdirection in Salzburg ernannt. 1 

Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Obercontrolor Robert Schmidt zum 
Zoll⸗Oberamts⸗Verwalter in der VIII. Rangsclaſſe bei dem k. k. Hauptzollamte 
in Salzburg ernannt. 


Erledigungen. 


Statthalterei⸗Secretärſtellen in der VIII. Rangsclaſſe, eventuell 
Bezirkscommiſſärsſtellen in der IX. Rangsclaſſe und Statthalterei- 
Concipiſtenſtellen in der X. Rangsclaſſe in Niederöſterreich bis 5. September 
1899 (Amtsblatt Nr. 191). . 

1 Polizei⸗Concipiſten ſtelle in der X. Rangsclaſſe in Krakau bis 
15. September 1899 (Amtsblatt Nr. 191). 

Mehrere Officialsſtellen in der X. Rangsclaſſe, eventuell mehrere 
Aſſiſtentenſtellen in der XI. Rangsclaſſe bei der Lotto⸗Gefälls⸗Direction in 
Wien bis 15. September 1899 (Amtsblatt Nr. 192). 

1 Bezirksſecretärsſtelle in der X. Rangsclaſſe, eventuell 1 Kanz⸗ 
liſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe in Mähren bis 18. September 1899 (Amts⸗ 
blatt Nr. 191). 


DEI Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift fammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilagen: 
Bogen 45 und 46 der Erkenntniſſe, adminiſtr. Theil, 1898. 
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